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Nicht gedeckte Kosten der Pflegeheime

Wer bezahlt die vollstationäre Dauerpflege?

• Kosten werden von der Pflegekasse übernommen 
(§ 43 SGB XI, Pflegeversicherung)

• Pflegebedürftige haben Anspruch auf Pflege in 
vollstationären Einrichtungen, wenn häusliche 
oder teilstationäre Pflege nicht möglich ist

oder

• wegen der Besonderheit des einzelnen Falles 
nicht in Betracht kommt
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Kosten, die von der Pflegekasse für 
vollstationäre Pflege übernommen werden:

je Kalendermonat ab 2010
1)Pflegestufe I bis zu 1.023 €
2)Pflegestufe II bis zu 1.279 €
3)Pflegestufe III bis zu 1.510 €
4) „Pflegestufe Härtefall“ bis zu 1.825 €

Voraussetzung:
• Mitgliedschaft in einer gesetzlichen oder privaten 

Pflegekasse
• Vorliegen von Pflegebedürftigkeit nach dem 

Pflege-Versicherungsgesetzes
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Was müssen Pflegebedürftige in einem 
Pflegeheim selbst bezahlen?

• Kosten für Unterkunft / Verpflegung (sog. Hotel-
kosten)

• Investitionskosten (z.B. Instandhaltungs- und 
Modernisierungskosten)

• Ggf. Kosten für Pflege, sofern diese z.B. wegen 
der betragsmäßig und inhaltlich beschränkten 
Leistungen nicht in vollem Umfang durch die 
Pflegekasse gezahlt werden
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Wer übernimmt die durch die Leistungen der 
Pflegekasse nicht gedeckten Restkosten?

• Pflegebedürftiger muss die durch die Pflegekasse 
nicht gedeckten Restkosten grundsätzlich selber 
tragen

• Reichen die Leistungen der Pflegekasse sowie 
das eigene Einkommen und Vermögen nicht aus, 
kommt die Gewährung von:

- Pflegewohngeld (gibt es nicht in RLP) 
und / oder

- Sozialhilfe
in Betracht
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Wann kann das Sozialamt die Restkosten 
übernehmen?

• Wenn Pflegebedürftigkeit nach dem Pflege-
Versicherungsgesetz vorliegt

• Alle möglichen Leistungen Dritter in Anspruch 
genommen wurden
z.B. - Pflegegeld

- Pflegewohngeld (gibt es nicht in RLP)
- vertragliche Verpflichtungen
- gesetzliche Verpflichtungen (Elternunterhalt)

• Sonstige Voraussetzungen für eine Übernahme 
(z.B. kein Einkommen, kein Vermögen) vorliegen.
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Was prüft das Sozialamt?

• Sozialamt prüft, ob Sozialhilfe gewährt werden 
kann

• Ob von Angehörigen Unterhalt gewährt werden 
muss
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Was prüft das Sozialamt?

Prüfung durch das Sozialamt, inwieweit:

• Einkommen und Vermögen von Angehörigen für 
Unterhaltsleistung verwertet werden kann

• Vertragliche Ansprüche gegenüber Dritten 
bestehen

• Schenkungen zurückgefordert werden können   
(10 Jahre Rückforderungsanspruch des 
Schenkers gegen Beschenkten; Rückforderungs-
anspruch ist vorrangig vor Sozialhilfe)
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Elternunterhalt

Wer ist zum Unterhalt verpflichtet?

Unterhaltspflicht beim Elternunterhalt besteht in 
beide Richtungen

Eltern Kinder

Kinder Eltern

Folge:

Sozialamt kontaktiert nach Antragstellung auf 
Sozialhilfe alle unterhaltspflichtigen Angehörigen 
des Antragstellers
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Elternunterhalt

• Sozialamt hat Auskunftsanspruch gegenüber    
Angehörigen

• Angehörige sind gemäß § 117 SGB XII zur 
Auskunft verpflichtet

• Sozialamt kann sich bestehenden Unterhalts-
anspruch nach § 94 SGB XII überleiten lassen
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Elternunterhalt, § 94 SGB XII

„Hat die leistungsberechtigte Person für die Zeit, für 
die Leistungen erbracht werden, nach BGB einen 
Unterhaltsanspruch, geht dieser bis zu Höhe der 
geleisteten Aufwendungen zusammen mit dem 
unterhaltsberechtigten Auskunftsanspruch auf den 
Träger der Sozialhilfe über.“

Forderungsübergang ist ausgeschlossen, soweit 
der Unterhaltsanspruch durch direkte Zahlung an 
den unterhaltsberechtigten Hilfeempfänger erfüllt 
wird (§ 94 Abs. 1, S. 2 SGB XII).
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Personenkreis, der für Unterhaltsleistungen 
nach § 94 SGB XII herangezogen werden kann 

• Verwandte ersten Grades (Eltern und Kinder) in 
aufsteigender und absteigender Linie (§ 1601 
BGB)

Keine Heranziehung von Enkelkindern!
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Rechtsstellung unterhaltspflichtiger Kinder

• Kinder haften für ihre Eltern auf Unterhalt, sofern 
sie dazu wirtschaftlich in der Lage sind

• Bei mehreren Kindern haften diese anteilig nach 
ihren Erwerbs- und Vermögensverhältnissen

• Einer allein haftet nicht als Gesamtschuldner

Aber: Haftung des anteiligen Unterhalts bis zur 
Grenze der eigenen Leistungsfähigkeit

• Unterhaltsanspruch ist vor allem von Leistungs-
fähigkeit des Unterhaltspflichtigen abhängig
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Rechtsstellung unterhaltspflichtiger Kinder

• Eltern können sich nicht aussuchen, welches ihrer 
Kinder zur Unterhaltspflicht herangezogen wird

• Auch wer über kein oder nur ein geringes 
Einkommen verfügt (z.B. Hausfrau) ist 
unterhaltspflichtig!

• Bei Ehegatten wird unterstellt, dass beide 
Ehegatten prozentual zu ihrem Einkommen am 
Familienunterhalt beteiligt sind
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Rechtsstellung unterhaltspflichtiger Kinder

• Bei einkommenslosen bzw. gering verdienenden 
Ehepartnern kann aufgrund guter wirtschaftlicher 
Verhältnisse des Ehepartners eine Unterhaltsver-
pflichtung bestehen

• Ehegatten wird fiktiver Unterhalt durch gutver-
dienenden Ehegatten zugerechnet

Folge: Indirekt muss so auch der Ehegatte für 
Heimkosten der Schwiegereltern auf-
kommen
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Höhe des Unterhalts

• Hängt davon ab, ob ein Unterhaltsverpflichteter 
als leistungsfähig anzusehen ist

• Kommt auf Grad der Unterhaltsverpflichtung an
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Höhe des geforderten Unterhalts

• Für Sozialhilfeträger nicht einheitlich festgelegt; 
variiert!

• Sozialhilfeträger haben einheitliche Faktoren 
festgelegt, die eine grundsätzliche Berechnung 
ermöglichen:

a) Nettoeinkommen

b) Vermögen des Unterhaltspflichtigen 
(Schonvermögen)
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Bereinigtes Nettoeinkommen

• Bei Selbständigen (z.B. Landwirten) ist dies der 
durchschnittliche Gewinn der letzten 3 Jahre, 
welcher auf den Monat umgerechnet wird

• Sämtliche anrechenbaren Einkünfte des 
Unterhaltspflichtigen, u.a. auch Mieteinnahmen, 
Provisionen, Urlaubsgeld, Abfindungen werden 
erfasst
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Bereinigtes Nettoeinkommen
Vom Nettoeinkommen sind abzuziehen:
1. Aufwendungen für private Kranken- und 

Pflegeversicherung
2. Kosten für krankheitsbedingte oder berufsbedingte 

Anschaffungen
3. Berufsbedingte Aufwendungen
4. Unterhaltsverpflichtungen (Kinder, Ehegatten)
5. Kosten für Versicherungen (Kfz, Haftpflichtversicherung)
6. Kinderbetreuungskosten (Tagesmutter, Kindertagsstätte, 

Kindergarten)
7. Zins- und Tilgungsleistungen für Verbindlichkeiten
8. Private Maßnahmen zur Sicherung im Alter können bis 

zu 5 % des laufenden Bruttoeinkommens angesetzt 
werden
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Selbstbehalt

• Selbstbehalt eines unterhaltspflichtigen Kindes 
gegenüber Eltern beträgt derzeit 1.400 € / Monat
Folge: vom Nettoeinkommen ist dieser Betrag 

zur Unterhaltsermittlung abzuziehen
• Selbstbehalt für den Ehegatten des Unterhalts-

pflichtigen beträgt Hälfte des Familieneinkom-
mens, mindestens 1.050 € / Monat
Folge: vom Nettoeinkommen ist dieser Betrag 

zur Unterhaltsermittlung abzuziehen
• Selbstbehalt für eigene Kinder bestimmt sich nach 

der sog. Düsseldorfer Tabelle
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Grundsatz:

Familienunterhalt hat Vorrang vor dem 
Elternunterhalt!
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Grundsatz:

50 % des bereinigten Nettoeinkommens 

müssen für den Unterhalt der Eltern 

eingesetzt werden!
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Berechnung des Elternunterhalts

Nettoeinkommen

abzüglich Belastungen

= bereinigtes Nettoeinkommen

abzüglich Selbstbehalt

= Betrag des den Selbstbehalt übersteigenden 
Einkommens

50 % Abzug

=> zu zahlender Elternunterhalt
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Berechnung des Elternunterhalts

Beispiel:

Landwirt L, gegenüber einem pflegebedürftigen 
Elternteil unterhaltspflichtig, erzielt in den letzten 
Jahren einen Gewinn, von dem ihm nach Abzug der 
Steuern monatlich durchschnittlich 4.300 € bleiben. 
Die Ehefrau unterstützt ihn im Betrieb, hat aber kein 
eigenes Einkommen. Die Kinder sind 5 und 12 Jahre 
alt.
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Rechnung sieht wie folgt aus:

Erwerbseinkommen L (netto) 4.300,00 €

Unterhalt Kind 1 (12 Jahre) ./. 614,00 €

Unterhalt Kind 2 (5 Jahre) ./. 457,00 €

bleiben 3.229,00 €

Hälfteanteil Ehegattenunterhalt  ./. 1.614,50 €

Selbstbehalt ./. 1.400,00 €

Bleiben 214,50 €

Unterhaltsbetrag (50 %) 107,25 €
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Vermögen des Unterhaltspflichtigen

Neben Einkommen ist auch das Vermögen aus-
schlaggebend für die Unterhaltshöhe.

Zum Vermögen gehört:

- Betriebsvermögen

- Bankguthaben

- Eigenheim

- Wertpapiere etc.

Aber: bestimmtes Vermögen kann bis zu einer 
gewissen Höhe nicht herangezogen werden 
(sog. Schonvermögen)
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Schonvermögen

Gängige Praxis der Sozialbehörde, unterhalts-
pflichtigen Kindern 25.000 € als Schonvermögen 
anzuerkennen, sofern sie im eigenen Haus wohnen 
oder dieses vermieten.

Aber: Entscheidung des BGH vom 30.08.2006

Kindern muss höherer Grundfreibetrag 
gewährt werden, der z.B. für eine ange-
messene eigene Altersvorsorge vorgesehen 
ist.

Der BGH geht von rd. 100.000 € aus.
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Schonvermögen

Zum Schonvermögen gehört ferner:

• das Vermögen, das die eigene Lebensgrundlage 
das Unterhaltspflichtigen darstellt (z.B. der eigene 
landwirtschaftliche Betrieb)

• die selbst genutzte Immobilie (Eigenheim)
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Schonvermögen

Ausnahme bei Betriebsvermögen:

Solche Betriebsmittel, die nicht unmittelbar für 
betriebliche Zwecke benötigt werden (z.B. betrieb-
liche Bankguthaben, sofern diese nicht für bevor-
stehende Gebäude- und Maschineninvestionen 
benötigt werden)

TIPP:

Freie betriebliche Guthaben investieren oder zur 
Tilgung von Verbindlichkeiten einsetzen.
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Ausschlusstatbestand / Beschränkung

Unterhaltsanspruch geht nicht über:

• Wenn der Unterhaltspflichtige ihn laufend durch 
Zahlung erfüllt (bei künftigen Leistungen)

• Wenn die unterhaltspflichtige Person zur 
Bedarfsgemeinschaft gehört, um eine 
Doppelanrechnung zu vermeiden

• Wenn das Verwandtschaftsverhältnis im 2. oder 
einem entfernten Grad besteht (kein 
Unterhaltsanspruch im Verhältnis Großeltern –
Enkel, Nichten – Tanten, Onkel – Neffen)
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Ausschlusstatbestand / Beschränkung

Unterhaltsanspruch geht nicht über:

• Bei Grundsicherung im Alter oder bei Erwerbs-
minderung

• Bei Schwangerschaft oder Erziehenden, die 
Sozialhilfe erhalten, sofern das Kind das              
6. Lebensjahr noch nicht vollendet hat

• Wenn vorrangige Ansprüche auf Arbeitsentgelt 
nach § 115 SGB X oder Schadensersatz nach      
§ 116 SGB X übergehen
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Ausschlusstatbestand / Beschränkung

Unterhaltsanspruch geht nicht über:

• Bei Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt 
sowie bei der Bewilligung von Grundsicherungs-
leistungen
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Beschränkung der Unterhaltspflicht

• Eine Unterhaltspflicht besteht nicht, wenn der 
Unterhalt eine „unbillige Härte“ darstellen würde

• „Unbillige Härte“ ist sowohl nach materiellen als 
auch nach immateriellen Belangen zu prüfen, d.h. 
abzustellen ist auf die finanzielle Situation sowie 
die persönlichen Eigenschaften des Unterhalts-
pflichtigen und des Leistungsverpflichteten
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Beschränkung der Unterhaltspflicht

• Frage der persönlichen Verhältnisse spielt nur 
dann eine Rolle, wenn es Kindern schlichtweg 
unzumutbar wäre, für einen Elternteil einzutreten

• Ein „getrübtes“ Verhältnis reicht nicht aus, um die 
Unterhaltspflicht auszuschließen

• Derjenige, dessen Eltern ihm selbst gegenüber 
keiner ordnungsgemäßen Unterhaltspflicht 
nachgekommen sind, muss auch für die Eltern im 
Alter keine Unterhaltspflicht leisten (fehlende 
Unterhaltspflicht der Eltern wegen Drogen oder 
Alkoholkonsums etc.)
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Beschränkung der Unterhaltspflicht

• Eine „unbillige Härte“ ist auch gegeben, wenn der 
Unterhaltsberechtigte seine Bedürftigkeit mutwillig 
herbeigeführt hat
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TIPP:

Ist die Elterngeneration in absehbarer Zeit auf die 
Unterstützung der Sozialhilfeträger angewiesen, 
sollten betriebliche Guthaben und Kapitalrück-
lagen für betriebliche Investitionen eingesetzt 
werden. Bei vorhandenen fremdfinanzierten 
Wirtschaftsgütern empfehlen sich Sondertilgun-
gen.
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TIPP:

Droht eine Inanspruchnahme durch das Sozialamt 
und ist eine selbst genutzte Immobilie vorhanden, 
sollte Geldvermögen, welches die Schongrenze 
von rd. 100.000 € übersteigt, zur Entschuldung 
oder ggf. zur Erweiterung der Immobilie eingesetzt 
werden. Damit ist das Geld dem Zugriff des 
Sozialamtes entzogen.
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TIPP:

Ist Vermögen vorhanden, das die Grenze des 
unantastbaren Schonvermögens deutlich über-
steigt und welches eigentlich für die Unterhalts-
leistungen an die Eltern eingesetzt werden 
müsste, kann ein Zugriff der Sozialhilfeträger 
durch eine rechtzeitige Übertragung an den 
Ehegatten verhindert werden. Der Vorgang ist 
auch für den Sozialhilfeträger unangreifbar, wenn 
mit der Vermögensübertragung beispielsweise der 
Zugewinn des anderen Ehegatten ausgeglichen 
wird.
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TIPP:
Da auch Zahlungsverpflichtungen zur eigenen 
Alterssicherung oder Zins- und Tilgungsleistungen 
für übliche Anschaffungen bei der Ermittlung des 
bereinigten Nettoeinkommens berücksichtigt 
werden, empfiehlt sich der Abschluss von 
Lebensversicherungsverträgen oder 
Darlehensverträgen, um durch Prämien, Zins- und 
Tilgungszahlungen das Einkommen zu verringern. 
Von diesen Möglichkeiten sollten insbesondere 
dann Gebrauch gemacht werden, wenn auf diese 
Weise der Verbrauch des ohnehin unantastbaren  
Schonvermögens vermieden werden kann.
Stichtag für Gestaltungsmaßnahmen ist die 
Überleitungsanzeige des Sozialamtes.
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TIPP für Hofübergabevertrag:
Die Verpflichtung zur Pflege sollte auf eine Pflege-
stufe begrenzt werden.
Ferner sollte die Pflegeverpflichtung in einem 
Übergabevertrag dahingehend eingeschränkt 
werden, dass die Pflegeverpflichtung endet, 
sobald ein Elternteil den Hof verlässt, egal aus 
welchem Grund. Darüber hinaus sollte in einem 
Übergabevertrag klargestellt werden, dass der 
Übernehmer nicht verpflichtet ist, für die nicht 
gedeckten Kosten einer Unterbringung in ein 
Pflegeheim aufzukommen.
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TIPP für Hofübergabevertrag:

Wohnungsrechte sollten nur zur ausschließlichen 
Benutzung durch die Altenteiler bewilligt werden, 
und zwar unter Ausschluss des 
Gebäudeeigentümers!

Eine Übertragung der Ausübung oder eine 
Vermietung oder Untervermietung sollte dem 
Altenteiler nicht gestattet werden. Ansonsten kann 
der  Sozialhilfeträger das Nutzungsrecht pfänden.
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Ich bedanke mich für Ihre 

Aufmerksamkeit!


